année
politique
suisse

DOKUMENTATION - ANALYSE - DIFFUSION

Ausgewahlte Beitrage zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 17.04.2024

Thema Keine Einschrankung

Schlagworte Keine Einschrankung

Akteure Griine Partei der Schweiz (GPS), Rentner- und Seniorenverbande (z.B.
Pro Senectute; VASOS)

Prozesstypen Keine Einschrankung

Datum 01.01.1965 - 01.01.2022

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut fur Politikwissenschaft
Universitat Bern

Fabrikstrasse 8

CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beitrage von
Frick, Karin

Schneuwly, Joélle

Bevorzugte Zitierweise

Frick, Karin; Schneuwly, Joélle 2024. Ausgewdhlte Beitrédge zur Schweizer Politik:
Griine Partei der Schweiz (GPS), Rentner- und Seniorenverbénde (z.B. Pro Senectute;
VASOS), 2019 - 2021. Bern: Année Politique Suisse, Institut fur Politikwissenschaft,

Universitat Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 17.04.2024.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.65 - 01.01.22


http://www.anneepolitique.swiss

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Chronik
Grundlagen der Staatsordnung
Rechtsordnung
Datenschutz und Statistik
Sozialpolitik
Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Arzte und Pflegepersonal

N NN o o a a

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22



Abkiirzungsverzeichnis

GDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen
und -direktoren

SGK-NR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

FMH Verbindung der Schweizer Arztinnen und Arzte

KVG Bundesgesetz Uber die Krankenversicherungen

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

VPOD Schweizerischer Verband des Personals 6ffentlicher Dienste

FH Fachhochschule

KdK Konferenz der Kantonsregierungen

SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband

SGV Schweizerischer Gemeindeverband

SSV Schweizerischer Stadteverband

HF Hohere Fachschule

VoV Verband 6ffentlicher Verkehr

CDS Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

FMH Fédération des médecins suisses

LAMal Loi fédérale sur I'assurance-maladie

UssSs Union syndicale suisse

USAM Union suisse des arts et métiers

SSP syndicats des Services publics

HES Haute école spécialisée

CdC Conférence des gouvernements cantonaux

UPS Union Patronale Suisse

ACS Association des communes suisses

uvs Union des Villes Suisses

ES écoles supérieures

UTP Union des transports publics
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Datenschutz und Statistik

Wenige Tage nach den Schlussabstimmungen in den eidgendssischen Raten gaben die
SP und die Griinen bekannt, das bereits langer angeklndigte Referendum gegen die E-
ID zu unterstltzen. Dieses richtet sich nicht gegen die E-ID selbst, aber gegen deren
Vertrieb durch Private, wie ihn das Gesetz vorsieht. Umfragen zufolge bevorzugten
grosse Teile der Bevdlkerung eine rein staatliche E-ID - geméss der jlingsten Erhebung
des Digital Democracy Lab der Universitat Zirich sogar 82 Prozent der Befragten, und
zwar Uber alle Parteien wund Altersgruppen hinweg. Lanciert wurde die
Unterschriftensammlung am 8. Oktober 2019 von einem Komitee um die Digitale
Gesellschaft, die Kampagnenplattformen Wecollect und Campax sowie den Verein
PublicBeta. So sprach Daniel Graf von Wecollect gegenlber dem Tages-Anzeiger auch
von einer «Burgerinitiative», zeigte sich aber dennoch erfreut Uber die Unterstitzung
zweier etablierter Parteien. Vonseiten der SP und der Grunen wurde indes klargemacht,
dass das Referendum gegen die E-ID derzeit nicht die erste Prioritat geniesse; bei der
SP liege diese auf dem Referendum gegen die hoheren Kinderabzuge, bei den Griinen
auf jenem gegen das neue Jagdgesetz, berichtete der Tages-Anzeiger. Neben den
bisher Genannten zédhlten zudem die Piratenpartei, der VPOD, die Internet Society
Switzerland, Grundrechte.ch sowie mehrere Organisationen fur Senioreninteressen zu
den Unterstutzern. Nicht am Referendum beteiligen wollte sich hingegen die Stiftung
fur Konsumentenschutz, die sich wahrend der parlamentarischen Beratung ebenfalls
fir eine staatliche E-ID eingesetzt hatte. Man sei zwar nicht glicklich mit der privaten
Losung, liess die Stiftung in der NZZ verlauten, aber das Parlament habe das Gesetz,
auch auf Intervention der Stiftung hin, in zentralen Punkten entscheidend verbessert. '

In der Volksabstimmung vom 7. Marz 2021 wurde das Bundesgesetz Uber elektronische
Identifizierungsdienste (E-ID-Gesetz) mit 64.4 Prozent Nein-Stimmen schweizweit
wuchtig abgelehnt. Kein Kanton stimmte dem Gesetz zu; den hochsten Ja-Anteil
erzielte es im Tessin mit 44.2 Prozent. Am deutlichsten fiel die «Ohrfeige», wie die
Presse das Resultat vielfach betitelte, im Kanton Basel-Stadt aus, wo sich nur 29.3
Prozent der Stimmberechtigten flr die Vorlage aussprachen. Die Stimmbeteiligung lag
schweizweit bei 51.3 Prozent.

Das ausgesprochen klare Nein bedurfte in den Medien denn auch nicht langer
Interpretation: «Durchgefallen» lautete das Verdikt im St. Galler Tagblatt und im
«Corriere del Ticino»; die Stimmbevdlkerung habe die E-ID «versenkt», urteilten die
Westschweizer Zeitungen «La Liberté», «L'Express» und «Le Nouvelliste». Wahlweise
als «Schlappe», «Klatsche», «Abfuhr», «Bruchlandung» oder «Debakel» wurde das
Resultat in verschiedenen Deutschschweizer Zeitungen bezeichnet. Im Hinblick auf die
vorgesehene Losung mit privaten E-ID-Anbieterinnen und -Anbietern erkannte die NZZ
darin ein «Misstrauensvotum gegen die Banken, Versicherungen und bundeseigenen
Unternehmen», die sich im Konsortium SwissSign zusammengeschlossen und auf die
Herausgabe der E-ID vorbereitet hatten.

Einig waren sich das unterlegene Beflrwortendenlager und die siegreiche Gegnerschaft
darin, dass sich das Votum nicht gegen die Idee einer E-ID an sich richtete - von der
Notwendigkeit einer solchen im digitalen Zeitalter zeigten sich alle Uberzeugt -,
sondern gegen die Ausgestaltung mit privaten Anbieterinnen und Anbietern. «Das
Misstrauen gegenuber einer nicht staatlichen Losung reichte weit ins burgerliche Lager,
obwohl die offiziellen Parteidevisen jeweils eindeutig schienen», resimierte die
Aargauer Zeitung. Der «Blick» fasste zusammen: «Alle wollen die E-ID - aber vom
Staat!»

So kundigte die Contra-Seite bereits am Abstimmungssonntag an, im Parlament
schnellstmdglich auf ein neues Projekt mit einer staatlichen E-ID hinarbeiten zu wollen.
SP, Grine und GLP wollten in der Folgewoche zwei entsprechende Vorstdsse
einreichen, liess die Zircher SP-Nationalratin Min Li Marti in der NZZ verlauten. Die fur
das gescheiterte Gesetz zustdndige Bundesratin Karin Keller-Sutter wollte ihrerseits
dem Bundesrat ein Aussprachepapier vorlegen, um Uber das weitere Vorgehen zu
entscheiden, wie sie gegenlber den Medien bekanntgab. Es sei nun wichtig, dass die
Regierung und die Parteien die Unsicherheiten und Angste der Bevodlkerung ernst
nehmen wirden. Unterdessen bedeute das Abstimmungsresultat aber nicht, dass eine
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.08.2019
JOELLE SCHNEUWLY

rein staatliche Losung automatisch eine Mehrheit erzielen wiirde, gab sie zu Bedenken.

Abstimmung vom 7. Marz 2021

Beteiligung: 51.29%
Ja: 984'574 (35.6%)
Nein: 1'778'196 (64.4%)

Parolen:

- Ja: EVP (2%), FDP, KVP, Mitte (Junge Mitte: 2*), SVP (2*; JSVP: 1*); KdK, SGV, SSV,
Economiesuisse, SAV, SGV, Baumeisterverband, Swissmem, SwissICT, SwissBanking, VoV
- Nein: EDU, GLP (6*; JGLP: 1*), GP (1*), PdA, Piratenpartei, SD, SP (1*); SGB,
Travail.Suisse, VPOD, Syndicom, Schweizerischer Seniorenrat, Schweizerischer Verband
fur Seniorenfragen, Vereinigung aktiver Senioren- und Selbsthilfeorganisationen in der
Schweiz (VASOS)

- Stimmfreigabe: Pro Senectute

* Anzahl abweichender Kantonalsektionen ?

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Arzte und Pflegepersonal

Zu dem am 20. Mai 2019 in Vernehmlassung gegebenen Vorentwurf der SGK-NR zum
indirekten Gegenvorschlag der Pflegeinitiative gingen bis zum 14. August 2019
insgesamt 152 Stellungnahmen ein. Wahrend die Vorlage von weiten Kreisen
grundsatzlich beflrwortet wurde, nahmen drei Kantone (SZ, ZG und ZH), die SVP,
Economiesuisse, Santésuisse und die Helsana eine ablehnende Haltung ein, die sie
unter anderem mit dem Foderalismus oder im Falle von Santésuisse mit einem
fehlenden gesetzgeberischen Handlungsbedarf begriindeten.

Bezuglich der einzelnen Massnahmen, die von der Kommission vorgeschlagen worden
waren, zeigte sich, dass insbesondere die Beitrage der Kantone zu den
Ausbildungsleistungen der Spitédler, Pflegeheime und Spitexorganisationen im
Allgemeinen sehr gut aufgenommen wurden - dies unter anderem von der GDK, 18
Kantonen, von allen Parteien (ausser der SVP), dem SGV, dem Centre Patronal, aber
auch von den  Gewerkschaftsdachverbénden, den Leistungserbringenden,
Berufsverbanden und Bildungseinrichtungen sowie von Curafutura und drei der
Santésuisse angehorigen Versicherern.

Nicht unterstitzt wurden von der GDK und 14 Kantonen indes Beitrage fur
Auszubildende in der Krankenpflege an einer HF oder FH. Dabei stellte fur sie vor allem
die Verpflichtung der Kantone ein Problem dar; einer Kann-Formulierung wirden sie
jedoch zustimmen. Mit Ausnahme der FDP.Liberalen und der SVP beflrworteten neben
allen Parteien auch die Gewerkschaften, alle Leistungserbringende, Berufsverbénde
und Bildungsinstitutionen die Ausbildungsbeitrége. Gespalten zeigten sich die
Versicherer.

Ebenfalls umstritten war die Begrenzung der Gultigkeitsdauer des Gesetzes auf acht
Jahre. Wéhrend die GDK, 17 Kantone wie auch vier Parteien, die Gewerkschaften, der
SGV und eine Mehrheit der Leistungserbringenden sich dagegen aussprachen, weil sie
eine zeitliche Limitierung nicht fur wirksam hielten, resp. der Ansicht waren, dass das
Problem des Fachkréftemangels innerhalb dieses Zeitrahmens nicht geldst werden
kénne, unterstutzten diejenigen Versicherer, die dem Gegenvorschlag positiv
gegenUlberstanden, eine solche Begrenzung.

Die Mehrheit der Vernehmlassungsteilnehmerinnen und -teilnehmer sprach sich fur
eine  gesetzliche Verankerung von bestimmten Leistungen, welche die
Pflegefachpersonen selbststandig durchfihren dirfen, aus. Es wurden allerdings einige
Anderungsvorschlage angebracht. So war es der GDK und 17 Kantonen wichtig, dass
Pflegefachkréafte nicht nur in der Lage seien, die pflegerische Grundversorgung in
eigener Verantwortung durchzuflhren, sondern diese fur limitierte Zeitrdume selbst
auch delegieren zu koénnen. Curafutura, Swica und Visana beflrworteten die
Einrdumung der neuen Kompetenzen, forderten aber eine Vereinbarung der
Modalitaten zwischen den Versicherern und den Pflegeverbédnden. Die FDP.Die
Liberalen, die GLP und der SGV wollten, dass ein Zulassungsvertrag mit einem oder
mehreren Versicherern abgeschlossen werden musse. Gutgeheissen wurde die
Kompetenzerweiterung im Bereich der Grundpflege von der FMH, fur den Bereich der
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psychiatrischen Grundpflege hingegen sprach sie sich dagegen aus.

Fur die beiden Dachverbande der Versicherer, Curafutura und Santésuisse, hatten
Leistungsauftrage, die verbindliche Regelungen Uber die zu erbringenden
Ausbildungsleistungen enthalten, im KVG keinen Platz. Bei den Kantonen war die
Mehrzahl der Auffassung, dass sie selbst Uber diese Regelung verfligen kénnen sollten.
Leistungserbringende und Berufsverbande winschten sich eine Verknlpfung solcher
Leistungsauftrage mit den von den Kantonen erteilten Betriebsbewilligungen.

Was die Einfuhrung der Vertragsfreiheit von Pflegefachleuten betrifft, so stiess diese
bei den meisten Kantonen, den Gewerkschaften, Leistungserbringenden,
Berufsverbéanden wie auch bei Curafutura und der Visana nicht auf offene Ohren. Wenn
es hingegen nach Santésuisse ginge, mussten, falls die Kompetenzen der
Pflegefachfrauen und -mannern erweitert wirden, der Vertragszwang gelockert oder
eine Einzelvereinbarung zwischen den Versicherern und den Pflegevertretern getroffen
werden.

Die Pflicht, einen Gesamtarbeitsvertrag abzuschliessen, fand abgesehen von den
Gewerkschaften, linksgriinen Parteien und Bildungsinstitutionen keine Unterstiitzung. *

1) e-id-referendum.ch; TA, 2.10., 8.10.19; AZ, CdT, LT, NZZ, 9.10.19; CdT, 25.10.19
2) BBI 2021 1185; AZ, Blick, CdT, Exp, LT, Lib, NF, NZZ, QJ, SGT, 8.3.21
3) BBI 2019, S. 8015 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung
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